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Gutachten über den Fr 


eihändler⸗Tarifentwurf, 


vom Bürger- und Gewerbeverein in Ueumünſter (Holſtein) angenommen.) 


Der Ausſchuß, einraͤumend, daß eine Zollgeſetzgebung Deutſch⸗ 
lands, welche auf Grundlage des vorliegenden Tarifentwurfs erlaſſen 
wuͤrde, im Intereſſe eines Theiles des nord⸗deutſchen Handelsſtandes 
fein möchte, trägt gleichwol kein Bedenken, dem Bürger: und Gewerbe⸗ 


verein zu widerrathen, ſich zu Gunſten dieſes Tarifentwurfes zu 


erklären, und zwar 1) aus volks wirthſchaftlichen und 2) aus 
politiſchen Gruͤnden. 


Es iſt bekannt, daß unter dem Schutze des ſogenannten preu⸗ 
ßiſchen Zollvereins bereits eine bedeutende Fabrikthaͤtigkeit innerhalb 


der Grenzen dieſes Vereins ſich entwickelt hat, waͤhrend außerhalb 
derſelben, in Mecklenburg, Hannover, Oldenburg, den Hanſeſtaͤdten 
und Schleswig⸗Holſtein⸗Kauenburg, mit wenigen Ausnahmen, dieſe 
Thaͤtigkeit nicht hat aufkommen können. 

Erklaͤrt man die Wirkungen aus den Urſachen, ſo zeigt ſich, 
daß das Zuruͤckbleiben Nord⸗Deutſchlands gegen Suͤd⸗Deutſchland 
in induſtrieller Hinſicht durch den dort mangelnden Schutz verſchuldet 
iſt, und es erhellet, daß die induſtrielle Thaͤtigkeit Suͤd⸗Deutſchlands 
ſofort mit dem Aufhoͤren eines genuͤgenden Schutzes der Konkurrenz 
des Auslandes erliegen muͤſſe, und daß ferner in Folge deſſen ganze 
Diſtrikte arbeitslos wuͤrden, und die Bevoͤlkerung derſelben entweder 
auswandern oder verhungern müßte. Denn wie ſollte z. B. der 
Huͤttenbeſizer und der Leinenfabrikant in Deutſchland plotzlich mit 
dem Engländer, der fo weit voraus iſt, in Konkurrenz treten konnen, 
ſelbſt wenn England keine höhere Eingangszoͤlle naͤhme, als Deutſch⸗ 
land, und wie viel weniger noch waͤre dies möglich, wenn biefem 
ganz Deutſchland offen ſteht, während jenem England verſchloſſen iſt. 

Neu munſter braucht zwar nicht daran erinnert zu werden, 
daß es feine Manufakturinduſtrie nur der genoſſenen Zollbeguͤnſtigung 
verdankt. — Die vorliegende Angelegenheit iſt indeß nicht vom Stand⸗ 
punkte Neumuͤnſters aus zu beurtheilen, ſondern von dem des geſammten 
Deutſchlands. — Der deutſche Bundesſtaat ſoll nur eine Zollgeſctzge⸗ 
bung und eine Zollgrenze haben, und es fragt ſich alſo, welcher Theil 
Deutſchlands in der Zollfrage den Anforderungen des andern ſich fügen 
kann; ob die nord⸗ deutſchen Kuͤſtenſtaaten einen Schutzzoll, wie 
ihn Binnen ⸗Deutſchtand haben muß, annehmen, oder ob umgekehrt 
die Länder des Zollbereins ſich den vorliegenden Tarifentwurf an⸗ 
eignen ſollen; denn nur wer nachgeben kann in einer ſolchen Lebens⸗ 


nicht der Meinung iſt, es muͤſſe der bisherige Zollvereinstarif in 
allen feinen Sägen aufrecht erhalten bleiben, ſondern er haͤlt viel⸗ 
mehr dafür, daß, waͤhrend er den größten Werth auf Schutz der 
beſtehenden und ins Leben zu rufenden gewerblichen Induſtrie legt, 
ebenfalls im Intereſſe dieſer Induſtrie der Eingangs zoll auf Kolonial- 
waaren moͤglichſt niedrig ſein muͤſſe, und Deutſchland kann, nach 
unſerm Dafuͤrhalten, um ſo eher dieſer Forderung nachgeben, als 
es keine eigenen Kolonien beſitzt, alſo auch keine beſondere Intereſſen 
derſelben gegen andere dergleichen habende Länder zu beſchuͤtzen braucht, 
und folglich um fo freiere Hand hat, Handelsvertraͤge mit ſolchen 
Kolonialſtaaten abzuſchließen, welche fuͤr Deutſchland vortheilhafte 
Gegenanerbietungen machen. 

Zur Beantwortung der vorhin aufgeſtellten Frage zurückkehrend, 
wird es dienlich ſein, daran zu erinnern, daß beide ſtreitende Par⸗ 
teien, die Schutzzoͤllner und die Freihaͤndler, ſich gegenſeitig egoiſti⸗ 
ſcher Zwecke beſchuldigen, und beide fuͤr ſich das Verdienſt in An⸗ 
ſpruch nehmen, nach des Volkes Wohlfahrt zu ſtreben. 

Dieſe Stellung der Parteien fuͤhrte ihren Ausſchuß unmittelbar 
zu dem Standpunkte hin, von welchem allein dieſe Frage unparteiisch 
zu entſcheiden ſein wird, naͤmlich vom Standpunkte der Volkswohl⸗ 
fahrt und alſo der Volkswirthſchaft. . 

Die Volkswohlfahrt beruht darauf — fagen die Anhänger des 
freien Handels — daß das Volk feine Beduͤrfniſſe moͤglichſt 
wohlfeil beziehen könne, und es iſt nicht zu beſtreiten, daß dieſer 
Satz richtig wäre, wenn die zum Bezug der wohlfeilſten Beduͤrfniſſe 
doch immer noͤthigen Mittel ohne Weiteres ſtets beim Volke vor⸗ 
handen waͤren; oder mit anderen Worten, der Arbeiter koͤnnte und 
moͤchte immerhin moͤglichſt wohlfeil leben, wenn er nur ſo viel 
verdienen koͤnnte, als zu dieſem wohlfeilen Leben nörbig iſt. Hier 
aber gerade liegt der Hemmſchuh gegen die Beſtrebungen der Frei⸗ 
haͤndler. Die Arbeit geht vor. Wer nicht arbeitet, der verdient 
Nichts, und von Nichts kann kein Menſch leben, wenn die Be⸗ 
duͤrfniſſe auch noch fo wohlfeil find. — Datum iſt der Arbeit⸗ 
ſchaffer der wahre Woblthaͤter des Volkes, und die Partei unter 
den Streitenden, welche die mehrſten Arbeiter beſchaͤftigt, hat alſo 
offenbar Recht, wenn ſie im Intereſſe der Volkswohlfahrt verlangt, 
daß die entgegenſtehende nachgebe. 

Daß aber eine bluͤhende Induſtrie viel mehr Arbeiter zur An⸗ 


frage Deutſchlands, der muß auch nachgeben. 
Es ſoll jedoch hierbei bevorwortet werden, daß der Ausſchuß 


fertigung der Fabrikate bedarf, als der hier allein in Betracht kom- 


*) Vergl. den Artikel: „Grüße aus Schleswig⸗Holſtein“ in Nr. 39. dieſer Zeitg. 
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mende Theil des Handelsſtandes, der dieſe Waaren vom Auslande 
einfuͤhrt, wenn ſie in Deutſchland nicht angefertigt werden, liegt 
auf der Hand, und demnach waͤre die Frage entſchieden, wenn nicht 
die Freihaͤndler ein Mittel der Verdaͤchtigung anwendeten. 

Sie ſagen, es iſt nur leerer Vorwand oder Eigennutz der Ge⸗ 
werbtreibenden, wenn dieſelben behaupten, daß ohne Schutzzoll ihre 
Induſtrie nicht beſtehen konne, daß fie ihre Arbeiter in dieſem Falle 
entlaſſen muͤſſen. Warum verbeſſern ſie ihre Maſchinen nicht? 
Warum nehmen ſie keine geſchickteren Arbeiter? 

Daß dies muͤſſige Fragen find, iſt fo klar, daß man ſich uͤber 
deren Aufſtellung wundern muß, und die Frager verrathen eben 
damit, daß ſie nur ſchwache Gruͤnde gegenuͤberzuſtellen haben. 

Es muͤßte naͤmlich doch jedem Kaufherrn, der da weiß, was 
Konkurrenz bedeutet, und wie ein geringes Uebergewicht auf 
einer Seite den Erfolg fuͤr dieſe Seite entſcheidet, ohne Frage 
einleuchtend ſein, daß die beſten Maſchinen und die geſchickteſten Arbeiter 
nicht allein im Stande ſind, Konkurrenten zu uͤberwinden, welche, 
wie in England und Frankreich, in ihren Laͤndern durch hohe Schutz⸗ 
zoͤlle den Abſatz für ihre Fabrikate geſichert haben, und denen uͤber⸗ 
dies der Markt neben dem deutſchen Induſtriellen in dem ſchutz⸗ 
loſen Deutſchland offen ſtehen wuͤrde. Es muͤſſen eben, wenn nicht 
gleiche, fo doch ähnliche Zollverhaͤltniſſe, wie in jenen Ländern, trotz 
des Geſchreies für Freihandel, fortwährend beſtehen, zu Hilfe kommen, 
um den Bedarf Deutſchlands zunaͤchſt der deutſchen Arbeit zuzuwenden. 

Mit einem Worte: ſo lange England und Frankreich hohe 
Schutzzoͤlle haben, kann Deutſchlands Induſtrie nicht ohne Schutz 
beſtehen, noch weniger ſich weiter entwickeln, und zwar um ſo 
weniger, als jene Laͤnder allerdings zur Zeit noch ein großes Ueber⸗ 
gewicht in geſchickten Arbeitern, vorzuͤglichen Maſchinen und enor⸗ 
men Kapitalien beſitzen. Uebung macht den Meiſter. Dies Wort 
gilt auch vorzüglich von dem Fabrikarbeiter. Nicht alſo den deut: 
ſchen Arbeiter an ſich trifft der Vorwurf der geringeren Geſchicklich⸗ 
keit, ſondern dieſer Vorwurf trifft nur Diejenigen, welche ihm keine 
Gelegenheit verſchafft haben, ſeine Kraͤfte zu uͤben und dadurch 
auszubilden, und da Privatperſonen dies ohne Schutz ihrer Arbeit 
nicht koͤnnen und nicht thun, ſo laſtet derſelbe in Wahrheit allein 
auf der bisherigen Zerriſſenheit Deutſchlands. 

Und deshalb iſt eben die Einigung Deutſchlands ſo außeror⸗ 
dentlich wichtig auch in materieller Hinſicht. Eine einzige Zollgeſetz⸗ 
gebung fuͤr dieſes große Reich wird dem Auslande gegenuͤber ganz 
andere Wirkungen hervorbringen, als bisher die einzelnen Theile. 

Es wird wirkliche Reziprozität bei Schifffahrts⸗ und Handels⸗ 
vertraͤgen erzwingen koͤnnen, waͤhrend die einzelnen Zollvereine bisher 
immer dabei praͤgravirt wurden. Natuͤrlich, weil dem Auslande 
in dem zerſpaltenen Deutſchland immer noch Hinterthuͤren genug 
offen blieben, um ſeine Waaren hineinzubringen, waͤhrend umgekehrt 
jene Länder ihre Eingänge mit Zollſchloͤſſern wohl verwahrt hielten. 

Das „ackerbautreibende Deutſchland“, wie es von Solchen gern 
genannt wird, die ihre Schafe auf dieſem Acker noch länger unentgelt⸗ 
lich weiden möchten, war ein guter Abnehmer ausländifcher Fabrikate. 

Schafe aber — das laſſen ſich die guten nichtackerbautreibenden 
Deutſchen, beilaͤufig geſagt, ſein —, obgleich von ſtiller, friedlicher 
Natur, ſuchen ſich die beſten Graͤſer von der Weide; fie fteſſen 
den Rahm (Sahne) von der Milch, wie der Bauer ſagt. 

Nicht unaͤhnlich ſolchen Schafen find die das engliſche Manu: 
fakturwaarengeſchaͤft in Deutſchland vermittelnden Kaufleute, die 
groͤßtentheils in den Kuͤſtenſtaͤdten Nord⸗Deutſchlands wohnen; 
durch welchen Umſtand es ſich denn auch erklären läßt, warum 
gerade von dort aus die Agitazion fuͤr den ſogenannten Freihandel 
betrieben wird. Bei der zerſtreuten Lage dieſer Staͤdte gewinnt es 
denn ferner den Anſchein, aber auch nur den Anſchein, als wenn 
ganz Nord⸗Deutſchland mit ihnen einverſtanden wäre, was nach 
unſerer Ueberzeugung nicht der Fall iſt; und wäre dies, fo müßte 
es Aufgabe jedes wahren Volksfreundes fein, die Irrenden Über 
ihre Irrthuͤmer aufzuklaͤren. Und allerdings find Irrthuͤm er über 
die vorliegende Frage in Schleswig⸗Holſtein vorhanden. Der Aus: 
ſchuß will nicht unterlaſſen, davon einen hervorzuheben, den uͤber 
die Wahl der Mittel zur Abhilfe eines bekannten Uebels. Die Hand⸗ 
werker in Schleswig⸗Holſtein begehren z. B. Schutz fuͤr ihre Ge⸗ 
werbe, ſuchen aber dieſen Schutz, in Ermangelung eines anderen 
bekannten Mittels, durch den Zunftzwang zu erſtreben. 

Dieſen moͤge es klar gemacht werden, daß ihr Wunſch nach 


vermehrter Arbeit — denn auf nichts Anderes geht ihr Beſtreben — 
eben durch Einführung eines hinreichenden Schutzzolles erfüllt 
wird. Denn in dem Maaße, als mehr im Lande durch die ver⸗ 
mehrte induſtrielle Arbeit verdient wird, in demſelben Maaße nimmt 
das Beduͤrfniß nach Handwerkerarbeiten zu, und mehren ſich die 
Mittel, dieſelben zu bezahlen. 

Kein Wunder iſt es aber, daß den beim engliſchen Geſchäͤfte 
Intereſſirten ſolche Zölle, welche die engliſche Arbeit verdraͤngen und 
die deutſche an ihre Stelle ſetzen ſollen, ein Graͤuel find. Man hüte ſich 
alſo vor deren Lehren und frage nach unwiderleglichen Beweiſen dafur. 

Den Gegenbeweis, daß naͤmlich in Deutſchland die gewerbliche 
Induſtrie ohne Schutzzoll nicht allgemein aufkommen kann, daß 
ſie aber bei hinreichendem Schutz ſehr wohl gedeiht, gedenkt der 
Ausſchuß aus den Zuſtaͤnden der verſchiedenen Induſtriezweige, welche 
unter verhaͤltnißmaͤßig ungleichem Schutze ſtehen, unmittelbar und 
thatſaͤchlich, alſo unwiderleglich, abzuleiten. 

Waͤhrend naͤmlich bei einem Eingangszolle von 3 Thlr. auf 
den Ztr. Twiſt (ein⸗ und zweidraͤhtig, ungebleicht) die Baumwol⸗ 
lenſpinnereien im Zollverein noch nicht allgemein aufkommen koͤn⸗ 
nen und daher zur Zeit nur eine geringe Anzahl Arbeiter beſchaͤfti⸗ 
gen, ſteht die Baumwollenwaarenfabrikazion bei einem Zolle von 
50 Thlr. pr. Str. in fo hoher Vollkommenheit, daß bekanntlich 
große Quantitaͤten ſogar nach England ausgefuͤhrt werden. Und 
iſt nicht der bluͤhende Zuſtand der Tuchfabrikazion im Zollverein 
bei einem maͤßigen Schutz von 30 Thlr. pr. Ztr. ein weiterer Be⸗ 
weis, daß es weder an den Arbeitern noch an den Maſchinen liegt, 
wenn viele Zweige induſtrieller Thaͤtigkeit in Deutſchland bisher 
nicht aufkommen konnten, ſondern lediglich am Mangel des noͤthigen 
Schutzes gegen auslaͤndiſche Arbeit? 

Der Erfolg erklart ſich ſehr einfach daraus, daß bei einem 
hinreichenden Schutze gegen das Ausland die Kapitaliſten ſich mit 
dem noͤthigen Vertrauen und in großer Anzahl auf die Fa⸗ 
brikazion werfen, und dieſe durch die wohlthätige innere Konkurrenz 
zu einer hohen Vollkommenheit treiben, während bei Schuglofigkeit 
oder bei unzureichendem Schutze nur einzelne ſehr reiche Leute den 
Verſuch wagen koͤnnen, den betreffenden Induſtriezweig trotz der une 
guͤnſtigen Verhaͤltniſſe in Deutſchland heimiſch zu machen. Daß 
ſolche Verſuche, weil ſie nur vereinzelt daſtehen, und alſo nicht viele 
Arbeiter beſchaͤftigen, von den Freihandelsherren gern „Treibhaus⸗ 
pflanzen“ geſcholten werden, begreift ſich, weil man in jedem ſolchen 
Verſuch ſchon einen herannahenden Feind der die ganze Welt mit 
Polypenarmen umſpannenden Handelsariſtokratie ſieht. 

Es iſt aber ganz entſchieden ungerecht, weil gegen die Volks⸗ 


wohlfahrt, wenn man unter Hinweiſung auf das vereinzelte Daſein, 


z. B. der Maſchinentwiſtſpinnereien die Forderung ſtuͤtzt, ſolchen 
Zweigen allen Schutz zu entziehen, denn 15 Sgr. bis 1 Thaler 
pr. Str. für die vorhin genannte Sorte Twiſt, gibt keinen Schutz. 
Man foll den Zoll vielmehr fo viel erhöhen (etwa von 3 auf 5 Thlr.), 
daß die Spinnerei wirklich ein eintraͤgliches Geſchaͤft iſt, und daher 
auch ihren Mann ernaͤhrt, wenn derſelbe ſie nur in kleinerem Um⸗ 
fange betreiben kann. Alsdann wird eine große Anzahl Arbeiter 
dabei beſchaͤftigt werden koͤnnen, und Deutſchland wird die Millionen 
ſelbſt verdienen, die bisher England vorabnahm. 

Um es dem Buͤrger⸗ und Gewerbeverein anſchaulicher zu ma⸗ 
chen, welchen Erfolg fuͤr die Volkswohlfahrt ein hinreichender 
Schutzzoll hat, darf der Ausſchuß nur darauf hinweiſen, wie die 
Tuchfabrikazion hierſelbſt eben nur dadurch fo ausgebreitet worden 
iſt, daß es dem fleißigen und geſchickten Fabrikarbeiter möglich wurde, 
bei kleiner Anlage und geringem Vermögen eine felbftändige Eriſtenz 
ſich zu erringen. Bei einem geringen Schutze wäre nur ein getinger 
Verdienſt moͤglich geweſen, ſelbſt bei großen Etabliſſements, und die 
Folge wäre natürlich die, daß vielleicht ein paar Fabrikanten mit 
dürftig ernaͤhrten Arbeitern vorhanden waͤren, aber keineswegs die 
in behaglicher Wohlhabenheit ledenden zahlreichen Tuchmacher. 

Das aber erſcheint dem Ausſchuſſe eben als die hoͤchſte Aufgabe 
der Staatsmaͤnner, denen die Völkswohlfahrt zu befoͤrdern obliegt, 
daß fie danach ſtreben: I) möglichſt viel Arbeit für das 
Volk zu ſchaffen, 2) daß dieſe Arbeit lohnend jet, 
damit 3) aus der Klaſſe der Handarbeiter moͤglichſt 
Viele ſich die Selbſtaͤndigkeit erringen koͤnnen. Den 
erſten Punkt anlangend, pflegen die Gegner der Fabrikinduſtrie zwar 
häufig anzuführen, daß noch Arbeit genug in Deutſchland ſei, daß 
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z. B. noch große Laͤnderſtrecken unbebaut liegen, welche bei gehöriger 
Kultivirung noch auf viele Jahre die Bevölkerung ernähren koͤnnten. 
Sie vergeſſen aber dabei, daß eben die Kultivirung dieſer Ländereien, ab: 
geſehen davon, daß der Beſit derſelben in Händen von Privatperfonen 
manchen Plaͤnen hindernd in den Weg treten wuͤrde, große Kapitalaus⸗ 
lagen erfordert, welche zu machen ebenſowenig die Staatskaſſen, als die 
der reichen Privaten bereit ſind, und daß alſo alle dieſe Pläne an 
dem Fehlen der zu ihrer Ausfuͤhrung noͤthigen Mittel ſcheitern 
muͤſſen. Aber ſelbſt angenommen, dieſe Mittel wären da, fo ſollte 
doch Niemand, der ſich mit der Volkswohlfahrt beſchaͤftigt, alſo auch 
auf die Zukunft Bedacht nehmen muß, ſich daruͤber mehr täufchen, 
daß der Ackerbau zwar eine gewiſſe Anzahl von Perſonen mit Vor⸗ 
theil befchäftigen und ernähren koͤnne, daß aber dieſe Zahl ih re 
Grenzen hat, wie das Beiſpiel Irlands, welches Englands ſelbſt⸗ 
ſuͤchtige Politik zu einem ackerbautreibenden Lande verdammt hat, 
zum Schrecken aller wahren und falſchen Volksfreunde lehrt. — Iſt 
dieſer Satz aber uͤber allen Zweifel erhaben, ſo folgt doch Angeſichts 
der jährlich zunehmenden Bevölkerung Deutſchlands ebenſo unzwei⸗ 
felhaft, daß das Beſtreben, Arbeit auf die Dauer zu ſchaffen, vor⸗ 
zuͤglich auf ſolche Erwerbszweige gerichtet werden muͤſſe, welche die 
Deutſchen in die Lage bringen, zunaͤchſt ihre eigenen Beduͤrfniſſe 
befriedigen zu koͤnnen, ſodann aber auch, ihren haͤuslichen Fleiß auf 
den Maͤrkten des Auslandes zu Gelde zu machen, d. h. Fabrik⸗ 
induſtrie mit Vortheil treiben zu koͤnnen. Verdient die Arbeiterklaſſe 
nur gut, fo kann ſie ſich ihre Lebensbeduͤrfniſſe, auch ſelbſt wenn 
ſie etwas theurer ſind, kaufen; verdient ſie aber nichts, ſo muß 
ſie gewiß von Almoſen leben oder hungern; und ſelbſt wenn ſie 
etwas, aber nicht genug zur Exiſtenz verdient, ſo iſt ihre Lage um 
nichts gebeſſert. — Denn wer 3 Mark woͤchentlich bei den wohlfeil⸗ 
ſten Beduͤrfniſſen gebraucht und nur 2 Mk. verdient, der ſteht ſich 
offenbar ſchlechter, als wer bei theueren Lebensbeduͤrfniſſen 4 Mk. 
gebraucht und 5 Mk. verdient. — Ueberdies aber wird die Kulti⸗ 
virung der noch wuͤſt liegenden Laͤndereien auf die natuͤrlichſte Weiſe 
befördert, wenn die zunehmende Bevoͤlkerung durch die Induſtrie 
ernährt werden kann. Jemehr zahlungsfaͤhige Konfumenten, deſto 
mehr Lebensbeduͤrfniſſe ſind erforderlich, und da der Bedarf die Preiſe 
beſtimmt, fo wird der Landmann die hoͤchſten Preife von einer zahl⸗ 
reichen und gut verdienenden inlaͤndiſchen Bevölkerung bedingen, und 
dieſe höheren Preiſe werden ihn wieder in den Stand ſetzen, die 
vom Hauſe entfernter liegenden unkultivirten Laͤndereien mit Vortheil 
bebauen zu koͤnnen. Und iſt es nicht von der allergroͤßten Wich⸗ 
tigkeit für den deutſchen Landbeſitzer, wenn bei der erfichtlichen Ver⸗ 
minderung des Abſatzes an Korn und Fleiſch nach England, zeitig 
Mittel gefunden werden, ſeine ganze Produkzion in Deutſchland 
gut verwerthen zu koͤnnen? — So geht die Bodenkultur mit der 
Fabrikinduſtrie Hand in Hand, wie oft geſagt und nachgewieſen 
worden iſt, ohne freilich Diejenigen zu uͤberzeugen, deren vermeint⸗ 
liches oder wirkliches Intereſſe fie abhält, ſich überzeugen zu laſſen. 

Zwar wird von dieſer Seite oft die Armuth und Noth der eng⸗ 
liſchen Fabrikarbeiter hervorgehoben, um die Deutſchen vor ſolchem 
Zuſtand zu ſchrecken; allein dieſe Noth kann im Verhaͤltniß zu der 
der deutſchen Arbeiter fo gar groß nicht fein, denn England konſu⸗ 
mirte im Jahre 1846 von dem auf 167 Millionen Pfd. Sterl. 
berechneten Werth feiner induſtriellen Erzeugniſſe beinahe für 100 
Mill, ſelbſt. — Der Unterſchied liegt hauptſaͤchlich darin, daß der 
engliſche Arbeiter gewohnt iſt ſehr gut zu leben, und daher eine 
geringe Einſchraͤnkung ihn ſchon zu Klagen veranlaßt, welche Klagen 
bei dem oͤffentlichen Leben Englands ſofort zur allgemeinen Kunde 
gelangen, und oft zu Parteizwecken ausgebeutet und vergrößert 
werden; waͤhrend der deutſche Arbeiter, an Mangel und Entbehrung 
gewoͤhnt, im Stillen fortdarbt, bis große Diſtrikte zur Ueber⸗ 
raſchung der eigenen Regierung plöglic dem Hungertode nahe erklärt 
werden. Alſo in dem bisherigen Regierungsſyſtem in den deutſchen 
Staaten, im Gegenſatz zu dem engliſchen, liegt der Grund, daß 
man von Armuth der engliſchen Arbeiter ſpricht, während man von 
Armuth der deutſchen nichts weiß, oder wenigſtens ſich fo anſtellt, als 
wiſſe man nichts davon. 

Aber — der Mangel am oͤffentlichen Leben in Deutſchland 
iſt durch den Geiſt des Jahres 1848 beſeitigt. — Beſeitigt das 
Jahr 1849 nicht den Mangel an Arbeit durch die Geſebgebung, 
fo diirfte Deutſchland bald erſchrecken vor dem Ueberfluß an Kla⸗ 
gen hungriger Arbeiter. 


Daß aber ſo die Lage Deutſchlands iſt oder wird, je nachdem 
fo genannte Finanzzoͤlle oder Schutzzoͤlle eingeführt werden, das 
wird der nicht beſtreiten, der den Zuſtand der deutſchen Arbeiter 
kennt, und der da weiß, wie viele Millionen Thaler Arbeitslohn 
Deutſchland fis jetzt jahrlich an das Ausland bezahlte, ohne ein 
entſprechendes Aequivalent dafuͤr zu haben. 

Deshalb ſchaffe man Arbeit, und lohnende Arbeit durch 
die erforderlichen Schutzzoͤlle. 

Um indeß dem Vorwurfe auszuweichen, als ſeien die entgegen⸗ 
ſtehenden Verhaͤltniſſe, naͤmlich die Exiſtenzbeduͤrfniſſe des Handels⸗ 
ſtandes und ſeiner Arbeiter, vom Ausſchuſſe nicht in Betracht ge⸗ 
zogen, bemerkt derſelbe, daß dies allerdings geſchehen iſt, daß es 
aber dabei nicht hat einleuchten wollen, wie der beim Handel be⸗ 
ſchaͤftigte Arbeiterſtand durch einen Schutzzoll für die Fabrikarbeiter 
ſollte beeinträchtigt werden koͤnnen. 

Handel und Schifffahrt im Allgemeinen wird doch dadurch 
nicht vermindert, daß Deutſchland z. B. die rohe Baumwolle von 
Amerika ſtatt des Twiſtes von England holt; daß das große 
Deutſchland feine Ecze an einzelnen Stellen ans Tageslicht fördert 
und verarbeitet, um die fertigen Waaren an anderen Stellen zu 
verkaufen und auszuführen, anſtatt engliſches Eiſen und engliſche 
Kohlen auf engliſchen Schiffen einfuͤhren zu laſſen. Im Gegen⸗ 
theil bedarf die uͤberſeeiſche Schifffahrt des Schutzes eines einheitli⸗ 
chen und maͤchtigen Deutſchlands ebenſo ſehr als die Induſtrie. — 
Nur durch die anzudrohende Verſchließung des ganzen Deutſch⸗ 
lands fuͤr engliſche Schiffe in direkter Fahrt wird England bewo⸗ 
gen werden, ſeine Schifffahrtsgeſetze zu Gunſten deutſcher Schiff⸗ 
fahrt zu aͤndern. Wenn aber Handel und Schifffahrt im Ganzen 
nicht abnimmt, ſo verliert der dabei beſchaͤftigte Arbeiterſtand na⸗ 
tuͤrlich auch nicht. 

Daß aber der Arbeiter des Kaufmanns dieſelben Zölle bezahlt, 
deren Einführung dem Fabrikarbeiter überhaupt erſt die Exiſtenz 
moͤglich macht, wird doch nicht als eine Beeinträchtigung des er⸗ 
ſteren angeſehen werden koͤnnen. Endlich iſt aber auch nicht zu 
uͤberſehen, daß die Arbeiter uͤberhaupt um ſo hoͤheren Lohn erlan⸗ 
gen werden, je mehr ihre Thaͤtigkeit geſucht wird, woraus folgt, 
daß der Fabrikarbeiter das erſte Intereſſe des Arbeiters beim Han⸗ 
delsſtande, überhaupt lohnende Arbeit zu haben, ſehr foͤrdert. 

Dagegen haͤlt der Ausſchuß es fuͤr ſehr wahrſcheinlich, daß 
die das engliſche Manufakturwaarengeſchaͤft vermittelnden Kaufleute 
Norddeutſchlands durch eine deutſche Induſtrie in dieſem Zweige 
an ihrem gewiß lukrativen Geſchaͤfte eine Einbuße erleiden werden, 
ohne aber deshalb ihre Exiſtenz nothwendig einbuͤßen zu muͤſſen. 
Und wenn auch wirklich einige Haͤuſer dadurch eingingen, ſo werden 
dieſe doch nicht behaupten wollen, daß ſie den ganzen Handelsſtand 
Deutſchlands repraͤſentiren, und daß ihr Untergang auch der ſeinige ſei. 

Es iſt vielmehr nur der kleine Theil des deutſchen Handels⸗ 
ſtandes, welcher faſt allein von der Einfuhr der Fabrikate in Deutſch⸗ 
land lebt, und dieſer Theil wird um fo weniger auf vorzugs- 
weiſe Beruͤckſichtigung ſeiner Intereſſen Anſpruch machen duͤrfen, 
als er gerade mit dazu beiträgt, daß das Mark Deutſchlands vom 
Auslande verzehrt wird. 

Der bei weitem zahlreichere Theil des Handelsſtandes, welcher 
den Binnenhandel vermittelt, wird im Gegentheil durch den Schutz 
der deutſchen Arbeit außerordentlich gewinnen, denn fein Intereſſe 
beſchraͤnkt ſich nicht darauf, auslaͤndiſchen Fabrikaten Abſatz zu ver⸗ 
ſchaffen und Eingangszoll zu erſparen, ſondern es beruht auf den 
ununterbrochenen Abſatz feiner Produkte und Waaren an inlaͤndi⸗ 
ſche, zahlungsfaͤhige Konſumenten. 

Wenn ſonach ausgeführt iſt, daß der Handelsſtand im Gan⸗ 
zen und ſeine Arbeiter, ſelbſt in Norddeutſchland, ſich ſehr wohl 
befinden werden bei Einfuͤhrung eines ſo hohen Zolltarifs, als die 
Fabrikazion Deutſchlands bedarf, um den ihr durch den Fleiß und 
die Soliditaͤt der deutſchen Arbeiter gebührenden Rang in der 
Welt einnehmen zu konnen: — fo darf in Beziehung auf das 
Intereſſe der Agrikulturiſten geſagt werden, daß fie bei der Unmoͤg⸗ 
lichkeit, die zunehmende Bevölkerung auf ihren Aeckern zu beſchaͤf⸗ 
tigen und demnach durch Arbeit zu ernähren, viel beſſer daran ſind, 
wenn die uͤberzaͤhlige Bevölkerung durch Fabrikthaͤtigkeit befhäftigt 
wird, als wenn dieſelbe durch Armengeld ernährt werden fol. Denn 
ſolche Armenlaſt kann nicht nur, wie ſie es in Irland ſchon iſt, 
eine unerſchwingliche werden, ſondern die Nothwendigkeit, den Ar⸗ 
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beitsfaͤhigen Almoſen anſtatt Arbeit zu geben, demoraliſirt das Volk 
überdies dekmaßen, daß der arbeitende Reſt auch nichts Ordentliches 
leiſtet. Dagegen ſchafft der fleißige Fabrikarbeiter nicht nur Brot für 
ſich und feine Familie, ſondern er vermehrt zugleich die Konſum⸗ 
zion und traͤgt demnach in hoͤherem Maaße zur Verwerthung der 
Agrikulturerzeugniſſe bei. 

In Summa: wer Acbeit ſchafft, ſchafft Kapital ins Land; 
denn das groͤßte Kapital liefert ohne Zweifel die Arbeitskraft des 
Volkes, wenn ſie gehoͤrig angewendet werden kann. 

Die richtige Loͤſung der Zollfrage iſt demnach 
zugleich die naͤchſtmoͤgliche Löfung der ſozialen Frage 
füt Deutſchland. 

Zu dem zweiten Theile, den politiſchen Gruͤnden, uͤbergehend, 
bemerkt der Ausſchuß, daß er — in Betracht, daß der „Verein 
für Handelsfreiheit“ ſich nicht damit begnuͤgt hat, feine Vorſchlaͤge 
der Nazionalverſammlung zu unterbreiten, ſondern vielmehr befliſſen 
iſt, eine Agitazion gegen deren etwaige Beſchluͤſſe, ſofern fie naͤm⸗ 
lich, wie vorausſichtlich, nicht nach Wunſch der Freihaͤndler aus⸗ 
fallen ſollten, ins Werk zu ſetzen — nicht umhin kann, dieſen Ver⸗ 
ein einen Sonderbund gegen die Nazionalverſammlung zu nennen, 
und weiter — Angeſichts der Thatſache, daß derſelbe feinen Sitz 
in Norddeutſchland hat, die Fabrikazion, gegen welche er gerichtet 
iſt, dagegen in Suͤddeutſchland, — als einen Anlaß, das in der 
Vereinigung begriffene Deutſchland in zwei Theile zu ſpalten. Fuͤr 
Diejenigen daher, welche das Heil Deutſchlands allein und zunaͤchſt 
in einem einzigen Bundesſtaat finden — und das iſt denn doch 
die große Mehrzahl des Volkes, wie ſeiner Vertreter — muß ein 
ſolches Beſtreben in ſeinen weiteren Konſequenzen als Verrath am 
Vaterlande erſcheinen. 

Gibt es doch ſchon Stimmen, die, auf Grundlage der von 
dem Vereine fuͤr Handelsfreiheit verbreiteten Anſichten, die Moͤg⸗ 
lichkeit, ja Nothwendigkeit ungeſcheut ausſprechen, daß Deutſchland 
in zwei Zollvereine zerfallen würde und muͤſſe. 

Man denke! Zwei Zollvereine für ein Deutſchland. Weiß 
man nicht, daß gerade die bisherigen drei oder mehreren Zollvereine 
Deutſchlands es verhindert haben, daß eine einheitliche, alſo nach: 


drucksvolle und fuͤr Deutſchland guͤnſtige Handelspolitik befolgt 


werde? Und trotz dieſer Erfahrung ſollte man zu einer Zeit, wo 
der Drang der ganzen Nazion darauf gerichtet iſt, Deutſchland 
durch Einheit mächtig und unabhängig zu machen, ſelbſt in der 
Frage, die einer engen ſtaatlichen Vereinigung vorangehen koͤnnte, 
wie ja die bisherigen Zollvereine beweiſen, ſpalten, ſtatt zu einigen 
und auszugleichen? Nimmermehr! — Es moͤchte auch ein eigen⸗ 
thuͤmliches Deutſchland werden, welches nach ſolchen Prinzipien kon⸗ 
ſtituirt wuͤrde! — Kennt man denn kein anderes Mittel zur Aus⸗ 
gleichung, als Laͤndertheilung und immer wieder Laͤndertheilung? 
Ihr Ausſchuß erlaubt ſich, die Aufmerkſamkeit auf ein anderes 
Mittel hinzulenken, wodurch, ohne der Einheit Deutſchlands und 
der Entwickelung aller ſeiner Arbeitskraͤfte im Geringſten zu ſchaden, 
es verhindert wird, daß einzelne Staaten Deutſchlands bei der Auf⸗ 
theilung nach Kepfzahl einen viel geringeren Theil aus der gemein⸗ 
ſchaftlichen Zollkaſſe erhalten, als ihre Bewohner im Verhaͤltniß 
dazu beigeſteuert haben. — Aus den ſtatiſtiſchen Tabellen und den 
Zollregiſtern der einzeinen Staaten, welche bisher die drei Zollvereine 
bildeten, iſt es zu ermitteln, wie viel der Konſum pr. Kopf in den 
verſchiedenen Vereinen waͤhrend einer Reihe von Jahren in den 
Hauptartikeln betrug. — Man bilde aus dieſen Reſultaten die 


Maaßſtaͤbe zur Vertheilung der Reinertraͤge aus der Reichs zollkaſſe. 1 1 75 in Frankfurt a. M. ausgeſprochen. 


3. B. Der Verbrauch an Zucker im preußiſchen Zollverein, im 
Steuerverein und in Schleswig- Holſtein hätte bisher nach Kopfzahl 
im Verhaͤltniß geſtanden wie I, 14 und 2, und die Einwohner 
zahl dieſer Zollvereine wäre 36 Millionen, 3 Millionen und 1 Mil⸗ 
lion, fo wurden bei der Auftheilung der für Zucker in die Reichs⸗ 
kaſſe gefloſſenen Zollintraden die 3 Millionen des Steuervereins für 
49 und die 1 Million in Schleswig⸗Holſtein für 2 gerechnet wer⸗ 
den, während die 36 Millionen des Zollvereins nnr einfach zählten. 
Auf ſolche Weiſe würde nicht nur jeder bisherige Zollverband fein 
Mehrgezahltes zurückerhalten, ſondern es koͤnnten ſelbſt einzelne 
Theile dieſer Verbaͤnde, welche bei der bisherigen Auftheilung zu 
kurz kamen, als z. B. Oſt⸗ und Weſtpreußen, mit berüͤckſichtigt 
werden, und alſo von einer Praͤgravazion des einzelnen Theils durch 
den andern nicht die Rede ſein koͤnnen. — Sollten die beiden 
Mecklenburg und die freien Staͤdte Hamburg, Luͤbeck und Bremen, 
welche keinem der genannten Zollverbaͤnde angehoͤrten, den bisheri⸗ 
gen Konſum aus ihren Steuerregiſtern nicht genau ermitteln koͤn⸗ 
nen, ſo wird dies doch annaͤherungsweiſe moͤglich ſein, und auf 
ein Geringes mehr oder weniger kann es ja uͤberhaupt bei einer 
fo großen Frage, wie die Einigung Deutſchlands iſt, nicht ankom⸗ 
men. — Werden doch alle Staaten und manche Bewohner derſelben 
direkt oder indirekt Opfer bringen muͤſſen zum Wohle des ganzen 
Vaterlandes, welches dafür auf anderem Wege uͤberreichlich entſchäͤ⸗ 
digen wird. — So ſehr alſo der vom Verein fuͤr Handelsfreiheit 
ausgearbeitete und vorgelegte Entwurf eines Zolltarifs für Deutfch- 
land nach der Anſicht ihres Ausſchuſſes gegen die Volkswohlfahrt 
verſtoͤßt, ebenſo gefährlich hält derſelbe ihn in politiſcher Hinſicht, 
weil eine mit ſolcher Energie betriebene Agitazion gegen die Nazio⸗ 
nalverſammlung das Vertrauen zu derſelben untergraͤbt, und die 
vorwiegend materielle Eigenſchaft der Frage mit dem faͤlſchlich aus⸗ 
gehaͤngten Schilde einer Freiheit, die weder darin liegt noch bezweckt 
wird, und mit dem unwahren Zuſatze, daß im Intereſſe des Vol⸗ 
kes der Tarif nicht hoͤher ſein duͤrfe, als vorgeſchlagen, ſehr geeig⸗ 
net iſt, eine große Anzahl Anhaͤnger zu gewinnen, und demnach 
eine der Einheit Deutſchlands feindfelige Aufregung zu bewirken. 
— Tritt doch ſchon die Handelskorporazion Wismars mit einer 
Erklaͤrung an die Nazionalverſammlung hervor, worin ſie die Frech⸗ 
heit ſo weit treibt, offene Widerſetzlichkeit anzudrohen, im Fall ein 
hoͤherer Tarif in Frankfurt beſchloſſen wuͤrde. — Wismar gegen 
Deutſchland!! Komiſch zwar iſt die Arroganz einer ſolchen Zunft 
in einem ſolchen Staͤdtchen, die ſich vermißt, der deutſchen Nazio⸗ 
nalverſammlung zu drohen. Ernſt jedoch, ſehr ernſt iſt die Frage, 
wenn ſolcher Wahnſinn in Norddeutſchland um ſich griffe, und es 
führe ſich daher der Ausſchuß im Intereſſe des theuren Vaterlan⸗ 
des gedrungen: 
dem Bürger: und Gewerbeverein die Zuſtimmung zu dem 
vorliegenden, von dem Verein für Handelsfreiheit ausgearbei⸗ 
teten und empfohlenen Entwurf eines Zolltarifs fuͤr Deutſch⸗ 
land nicht nur entſchieden zu widerrathen, ſondern auch dem⸗ 
ſelben anzurathen, mit allen Kräften zu wirken gegen die Ver⸗ 
breitung einer falſchen Anſicht in Schleswig⸗Holſtein uͤber dieſe 
Angelegenheit durch den Entwurf und feine Motive.) 
Neumuͤnſter, im Februar 1849. 
Der zur Begutachtung des Tarifs erwählte Ausſchuß: 
Oeſau. Knees. Kaltſchmidt. C. Meßtorff. 
O. H. Bremer. 


*) In ähnlicher Weiſe hat ſich der Verein 
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